Stimmrechtsgesetz §§ 128-146

VI. Volksbegehren 

1. Form und Inhalt 

§ 128
Text der Unterschriftenlisten: notwendige Angaben 

1 Alle Unterschriftenlisten (Bogen, Blatt, Karte) eines Volksbegehrens müssen den gleichen Text mit den folgenden Angaben enthalten: 

a.
bei Volksbegehren des Kantons und der Gemeindeverbände eine Linie für die Angabe der Einwohnergemeinde, in der die Unterzeichner stimmberechtigt sind, 

b.
einen Titel, 

c.
das Begehren sowie bei Initiativen das Datum der Veröffentlichung im Kantonsblatt, 105   

d.
den Hinweis «Wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für ein Volksbegehren fälscht (Art. 282 des Strafgesetzbuches 106  ) oder wer bei der Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt (Art. 281 des Strafgesetzbuches), macht sich strafbar», 105   

e.
Kolonnen für Name und Vorname, Geburtsdatum, Wohnadresse und Unterschrift der Unterzeichner sowie den Kontrollvermerk des Stimmregisterführers, 105   

f.
den Text der Stimmrechtsbescheinigung «Diese Unterschriftenliste enthält ... (in Worten: ...) gültige Unterschriften von Stimmberechtigten der angegebenen Gemeinde. Der Stimmregisterführer», 

g.
die Namen und Adressen von mindestens drei Mitgliedern des Initiativ- oder Referendumskomitees, 

h.
den Hinweis auf das gesetzliche Rückzugsrecht und die Angabe, wem das Rückzugsrecht zusteht (§ 146 Absatz 2). 

2 Werden mehrere Volksbegehren zur Unterzeichnung aufgelegt, so ist für jedes eine eigene Unterschriftenliste zu führen. Unterschriftenlisten mehrerer Volksbegehren dürfen auf der gleichen Seite platziert werden, sofern sie für die Einreichung voneinander getrennt werden können. 105   

3 Im Titel sind die Art und der Gegenstand des Volksbegehrens richtig anzugeben. Er darf namentlich zu keinen Verwechslungen Anlass geben und keine kommerzielle oder persönliche Werbung enthalten. 

§ 129
Text der Unterschriftenliste: fakultative Angaben 

1 Auf der Unterschriftenliste darf angegeben werden, wer das Volksbegehren lanciert. 

2 Ausführungen zur Begründung und Erläuterung des Begehrens sind zulässig, wenn sie vom Begehren eindeutig getrennt und nicht irreführend sind. 

§ 130
Fakultatives Volksreferendum 

Beim fakultativen Volksreferendum sind im Begehren der amtliche Titel und das Datum der Vorlage anzugeben, für welche die Volksabstimmung verlangt wird. 

§ 131
Initiativen: Formen 

1 Verfassungs- und Gesetzesinitiativen (§§ 35bis und 44bis der Staatsverfassung) 107   können in Form der Anregung (nicht-formulierte Initiative) oder in Form des Entwurfs (formulierte Initiative) eingereicht werden. 

2 Gemeindeinitiativen können in Form der Anregung eingereicht werden. Für Gemeindeinitiativen, die den Erlass, die Änderung oder Aufhebung von Reglementen und die Änderung oder Aufhebung der Gemeindeordnung verlangen, ist auch die Form des Entwurfs zulässig. 

3 Die nicht-formulierte Initiative enthält den Auftrag an die zuständige Behörde, eine Vorlage im Sinne des Initiativbegehrens auszuarbeiten, die dem fakultativen oder obligatorischen Volksreferendum unterliegt. 

4 Die formulierte Initiative enthält den ausgearbeiteten Text der verlangten Vorlage. 

§ 131a 108  
Volksinitiative auf Einleitung der Totalrevision der Staatsverfassung 

Die Volksinitiative auf Einleitung der Totalrevision der Staatsverfassung darf weder Richtlinien noch einen ausformulierten Entwurf enthalten. 

§ 132
Initiativen: Einheit der Form 

1 Die Formen der nicht-formulierten und der formulierten Initiative dürfen nicht miteinander verbunden werden. 

2 Mit einer Initiative dürfen nur Erlasse der gleichen Rechtsform (Staatsverfassung, Gesetz; Gemeindeordnung, Reglement, Kreditbeschluss usw.) verlangt werden. 

§ 133
Initiativen: Einheit der Materie 

Zwischen den einzelnen Teilen eines Initiativbegehrens muss ein sachlicher Zusammenhang bestehen. 

2. Unterschriftensammlung 

§ 134
Initiativ- oder Referendumskomitee 

1 Dem Initiativ- oder Referendumskomitee müssen mindestens drei Stimmberechtigte angehören. 

2 Das erstgenannte Mitglied und bei dessen Verhinderung das zweitgenannte gelten als ermächtigt, das Komitee gegenüber den Behörden zu vertreten und die behördlichen Zustellungen zuhanden des Komitees entgegenzunehmen. 

3 Wer für eine Initiative oder ein Referendum Unterschriften sammelt, untersteht, soweit dieses Gesetz keine besonderen Bestimmungen enthält, der kantonalen Datenschutzgesetzgebung. 109   

§ 135
Vorprüfung, Datierung, Veröffentlichung 

1 Vor Beginn der Unterschriftensammlung, ausgenommen bei Volksreferenden, ist der Entwurf der Unterschriftenliste der zuständigen Behörde zur Vorprüfung einzureichen. 

2 Zuständig für die Vorprüfung sind 

a.
im Kanton das Justiz- und Sicherheitsdepartement, 

b.
in den Gemeinden die Gemeindebehörde, 

c.
in den Gemeindeverbänden der Vorstand. 

3 Die Behörde stellt durch Entscheid fest, ob die Unterschriftenliste den gesetzlichen Formvorschriften (§§ 128–132) entspricht. 

4 Die Behörde lässt die formrichtigen Unterschriftenlisten amtlich datieren und veröffentlicht Titel und Text des Volksbegehrens sowie den Ablauf der Sammlungsfrist. 

§ 136 110  
Sammlungsfristen 

Die Fristen zur Einreichung der Unterschriftenlisten für Volksbegehren betragen: 

a.
ein Jahr seit der Veröffentlichung (§ 135 Absatz 4) bei 


–
Verfassungsinitiativen (§ 35bis der Staatsverfassung), 


–
Gesetzesinitiativen (§ 41bis der Staatsverfassung), 

–
Volksbegehren auf Ausübung der Mitwirkungsrechte des Kantons beim Bund (Initiativrecht des Kantons: § 38 der Staatsverfassung), 

–
Volksinitiativen auf Totalrevision der Staatsverfassung (§ 32 der Staatsverfassung). 111   

b.
60 Tage seit Veröffentlichung der Referendumsvorlage bei 

–
fakultativen Volksreferenden im Kanton (§ 40 der Staatsverfassung), in den Gemeinden (§ 13 Absatz 2 des Gemeindegesetzes) und in den Gemeindeverbänden (§ 51 Absatz 3 des Gemeindegesetzes). 112   

c.
40 Tage seit der Veröffentlichung der Referendumsvorlage gemäss Artikel 59 des Bundesgesetzes über die politischen Rechte 113   bei 

–
Volksbegehren auf Ausübung der Mitwirkungsrechte des Kantons beim Bund (Begehren um eine Volksabstimmung über Bundesgesetze, Bundesbeschlüsse und völkerrechtliche Verträge: § 38 der Staatsverfassung). 111   

d.
60 Tage seit der Veröffentlichung bei 

–
Volksbegehren auf Abberufung des Grossen Rates (§ 44 der Staatsverfassung), 

–
Gemeinde- oder Verbandsinitiativen (§§ 38 ff., 51 Absatz 3 des Gemeindegesetzes). 112   

§ 137
Unterzeichnung 

1 Der Unterzeichner muss seinen Namen handschriftlich und leserlich auf die Unterschriftenliste schreiben und sie unterzeichnen. Er muss ferner die zur Feststellung seiner Identität nötigen Angaben, wie Vorname, Geburtsdatum und Adresse, machen. 114   

2 Schreibunfähige Stimmberechtigte können die Unterzeichnung nach Absatz 1 durch einen Stimmberechtigten ihrer Wahl vornehmen lassen. Dieser setzt seine eigene Unterschrift zum Namenszug der schreibunfähigen Person und bewahrt über den Inhalt der empfangenen Anweisungen Stillschweigen. 114   

3 Der Unterzeichner darf das gleiche Volksbegehren nur einmal unterzeichnen. 115   

4 Eine Unterschriftenliste darf nur von Stimmberechtigten jener Gemeinde unterzeichnet werden, die auf der Unterschriftenliste angegeben ist. 115   

§ 138
Stimmrechtsbescheinigung 

1 Das Initiativ- oder Referendumskomitee hat die Unterschriftenlisten so frühzeitig vor Ablauf der Sammlungsfrist dem zuständigen Stimmregisterführer zuzustellen, dass die Stimmrechtsbescheinigung noch während der Sammlungsfrist erfolgen kann. 116   

2 Der Stimmregisterführer bescheinigt, dass die Unterzeichner in der auf der Unterschriftenliste angegebenen Gemeinde für den Gegenstand des Volksbegehrens stimmberechtigt sind, und gibt die Listen unverzüglich dem Komitee zurück. 

3 Die Bescheinigung muss in Worten oder Ziffern die Zahl der bescheinigten Unterschriften angeben; sie ist zu datieren, vom Stimmregisterführer zu unterzeichnen und mit dem Amtsstempel zu versehen. 

4 Das Stimmrecht der Unterzeichner kann für mehrere Unterschriftenlisten gesamthaft bescheinigt werden. 

§ 139
Verweigerung der Stimmrechtsbescheinigung 

1 Die Stimmrechtsbescheinigung für eine Unterschrift wird verweigert, wenn 

a.
die Angaben auf der Unterschriftenliste nicht ausreichen, um den Unterzeichner zu identifizieren, 

b.
der Unterzeichner für das Volksbegehren oder in der angegebenen Gemeinde nicht stimmberechtigt ist. 

2 Hat der Stimmberechtigte mehrmals unterschrieben, wird nur eine Unterschrift bescheinigt. 

3 Der Verweigerungsgrund ist auf der Unterschriftenliste mit einem Stichwort anzugeben. 

4 Bei Verweigerung einer Stimmrechtsbescheinigung kann das Initiativ- oder Referendumskomitee innert 10 Tagen seit Rücksendung der Unterschriftenliste bei der Gemeindebehörde einen Entscheid verlangen. Vorbehalten bleibt Artikel 77 Absatz 2 des Bundesgesetzes über die politischen Rechte. 117   

§ 140
Einreichung der Unterschriftenlisten 

1 Die Unterschriftenlisten müssen vor Ablauf der Sammlungsfrist (§ 136) bei der Einreichungsstelle eintreffen. 118   

2 Einreichungsstellen sind 

a.
für den Kanton das Justiz- und Sicherheitsdepartement, 

b.
für die Gemeinde deren Kanzlei, 

c.
für den Gemeindeverband die Verbandsleitung 118a  . 

3 Eingereichte Unterschriftenlisten werden nicht zurückgegeben und können nicht eingesehen werden. 118   

3. Erwahrung und Rückzug 

§ 141 119  
Erwahrungsentscheid 

1 Für die Erwahrung der Volksbegehren sind zuständig 

a.
im Kanton der Regierungsrat, 

b.
in der Gemeinde die Gemeindebehörde, 

c.
im Gemeindeverband die Verbandsleitung. 

2 Die Behörde stellt aufgrund der eingereichten Unterschriftenlisten ohne Verzug durch Entscheid fest, ob das Volksbegehren zustande gekommen ist. Sie entscheidet auch über die Gültigkeit, sofern dieser Entscheid nicht dem Grossen Rat, dem Gemeindeparlament oder der Delegiertenversammlung des Gemeindeverbands zusteht (§§ 82b und 82j Grossratsgesetz 120  , §§ 43 und 51 Absatz 3 Gemeindegesetz). 

3 Die Behörde macht den Erwahrungsentscheid öffentlich bekannt und gibt dabei die Zahl der gültigen und ungültigen Unterschriften an, bei Volksbegehren im Kanton und in Gemeindeverbänden aufgeteilt nach Gemeinden. 

§ 142
Zustandekommen 

Ein Volksbegehren kommt zustande, wenn innert der Sammlungsfrist Unterschriftenlisten eingereicht werden, welche die vorgeschriebene Mindestzahl gültiger Unterschriften enthalten. 

§ 143
Ungültige Unterschriften 

1 Unterschriften sind ungültig, wenn  

a.
die Unterschriftenliste nicht innert der Sammlungsfrist eingereicht wurde, 

b.
die Unterschriftenliste mehr als ein Volksbegehren enthält oder andern wesentlichen Formvorschriften nicht genügt,  

c.
die Unterschriftenliste, ausgenommen bei Volksreferenden, nicht amtlich datiert ist,  

d.
die Stimmberechtigung nicht bescheinigt ist,  

e.
der Unterzeichner nicht in der Gemeinde stimmberechtigt ist, die auf der Unterschriftenliste angegeben ist.  

2 Die Gültigkeit einer Unterschrift beurteilt sich nach dem Stand des Stimmregisters am Tag, an dem die Unterschriftenliste zur Bescheinigung eingereicht wurde. 

§ 144
Behebung von Bescheinigungsmängeln 

Die Erwahrungsbehörde lässt fehlerhafte Stimmrechtsbescheinigungen durch den Stimmregisterführer berichtigen, soweit das Zustandekommen des Volksbegehrens davon abhängt. 

§ 145
Ungültigkeit von Volksbegehren 

1 Ein Volksbegehren ist ungültig, wenn es rechtswidrig oder eindeutig undurchführbar ist.  

2 Ein Volksbegehren ist namentlich rechtswidrig, wenn  

a.
das angerufene Gemeinwesen für den Gegenstand nicht zuständig ist, 

b.
es nach der Zuständigkeitsordnung des Gemeinwesens nicht zulässig ist, 

c.
es den Willen der Unterzeichner nicht eindeutig erkennen lässt,  

d.
die Einheit der Form nicht gewahrt ist (§ 132),  

e.
die Einheit der Materie nicht gewahrt ist (§ 133),  

f.
der verlangte Beschluss gegen übergeordnetes Recht verstösst.  

§ 146
Rückzug von Volksbegehren 

1 Die Volksbegehren, ausgenommen solche auf Abberufung des Grossen Rates und Referenden, können zurückgezogen werden, bis die Anordnung der Volksabstimmung veröffentlicht ist. 

2 Der Rückzug ist gemäss Angabe auf der Unterschriftenliste (§ 128 Absatz 1h) vom Initiativkomitee oder von einem Ausschuss, den es dazu ermächtigt hat, zu beschliessen. 

3 Die Rückzugserklärung ist der Erwahrungsbehörde schriftlich einzureichen. Sofern nicht die absolute Mehrheit des Initiativkomitees oder des Ausschusses die Rückzugserklärung unterzeichnet, ist nachzuweisen, dass die absolute Mehrheit der Mitglieder dem Rückzug zugestimmt hat. 

4 Die Erwahrungsbehörde erklärt das Volksbegehren auf Grund einer gültigen Rückzugserklärung als erledigt und macht den Rückzug öffentlich bekannt. 
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